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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

SJI-3L!1§ZZ1 URTEIL Verkündet am
26. April 1973 
Schorm,
Justizhauptsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

1. des Rentners Willi R 
H M M H M stra ß e  ■ ,

2. des Hilfsarbeiters Günter R ebenda,

- Prozeßbevollmächtigter:
Beklagten und Revisionskläger, 
Rechtsanwalt Dr.

gegen

die K u n d e n k r e d i  t b a n  k Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, Niederlassung CMHistraße V ,  ver­
treten durch die persönlich haftenden Gesellschafter 
Dr. Walter K f l B B  und Dr. Stefan Kt

Prozeßbevollmächtigter:
Klägerin und Revisionsbeklagte,
Rechtsanwalt Dr,



Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 26. April 1973 unter 
Mitwirkung des Vorsitzenden Richters Hubert Meyer so­
wie der Richter Dr. Kreft, Dr, Beyer, Gähtgens und 
Dr. Krohn

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 3. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Düsseldorf vom 9. Dezember 1970 
aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung - auch über die 
Kosten des Revisionsrechtszuges - an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin nimmt die Beklagten als Gesamt­
schuldner auf Rückzahlung der Restforderung aus zwei 
Kreditbeträgen in Anspruch, die sie zugunsten und 
auf Anweisung der Beklagten an den - inzwischen in 
Konkurs gefallenen - Radio- und Fernsehhändler 
Matthias aus ge zahlt hat.
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BflHHP, der Kreditantragsformulare von der Klä­
gerin, aber auch von anderen Teilzahlungsbanken erhal­
ten hatte, legte der Klägerin einen von beiden Beklag­
ten - sowie von ihm selbst als Mitverpflichtetem - 
unterschriebenen Kreditantrag vom 21. August 1965 vor, 
der sich auf den Kauf verschiedener Geräte (Waschauto­
mat, Kühlschrank, Elektroherd, Kohleherd, Beleuchtungs­
körper) bezog. Hierin war der Kaufpreis mit insgesamt 
4.190 DM und der Restkaufpreis - bei Berücksichtigung 
einer Anzahlung von 660 DM - mit 3.530 DM angegeben; 
mit Zinsen und Kosten ergab sich ein Kreditbetrag von 
4.273,30 DM, der in 30 Monatsraten getilgt werden 
sollte, und zwar einer Rate von 68,30 DM am 1. Okto­
ber 1965 und weiteren 29 Raten von je 145 DM in den 
folgenden Monaten. Dem Anträge beigefügt war eine von 
dem Beklagten Willi R f l m  ebenfalls am 21. August 
1965 Unterzeichnete Bestätigung des Empfangs der Kauf­
sachen. Für den Antrag und die Empfangsbestätigung 
waren Formulare verwendet, die BflMBi von der Klä­
gerin erhalten hatte und die damals bei der Klägerin 
üblich waren.

Die Klägerin zahlte auf diesen Antrag - der for­
mularmäßigen Anweisung entsprechend - den Restkauf- , 
preis an Breuers.

Später legte der Klägerin noch einen
von beiden Beklagten - sowie von ihm selbst als Mit­
verpflichtetem - Unterzeichneten Kreditantrag vom 
9. April 1966 für den Kauf von Geräten (Fernsehtisch­
gerät und Lampen) mit einem Gesamtkaufpreis von
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1.680 DM vor; er fügte eine von dem Beklagten Willi 
R p H B  unter dem 18. April 1966 vinterzeichnete Emp­
fangsbestätigung für ein Fernsehtischgerät und zwei 
Lampen im Gesamtpreis von 1.680 DM bei. Die Klägerin 
zahlte den angegebenen Kaufpreis, an B M P  und stell­
te den Beklagten - einschließlich Zinsen und Kosten - 
2.205>80 DM in Rechnung. Für beide Verträge zusammen 
bestimmte sie nunmehr eine erste Tilgungsrate von 
204,80 DM sowie 29 weitere Tilgungsraten von je 189 DM 
in den folgenden Monaten.

Auf ihre Gesamtforderung von (4.273,30 + 2.205,80 
=) 6.479,10 DM, die sich später durch Mahnkosten und 
Verzugsgebühren auf 6.640 DM erhöhte, erhielt die Klä­
gerin in Raten insgesamt 3.455,80 DM zurück. Weitere 
Zahlungen hatten die Beklagten an Breuers geleistet.

Auf Veranlassung von BflPPB Unterzeichnete 
der Beklagte Willi RPI^PB noch zwei weitere Formu­
lare für Anträge auf Teilzahlungskredite für Waren­
käufe, die überwiegend auf die gleichen Waren lau­
teten, die Gegenstand der an die Klägerin gerich­
teten Anträge waren. Der erste dieser Anträge vom 
6. Februar 1967 war an die "Gppn Gesellschaft für 
Absatzfinanzierung in W u p p p l V  gerichtet; in die­
sem Falle wurde der Beklagte Willi FPiPpp durch 
Versäumnisurteil vom 28. November 1967 zur Zahlung 
von 6.173,08 DM nebst Zinsen an die "GPP" verur­
teilt. Einen weiteren von Willi F P P P B  Unterzeich­
neten Kreditantrag vom 3. August 1967 reichte 
BflPBP bei dem Bankhaus W. M P ^ p  & Co. in KöPI-
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BrflHHHI ein. Diese Bank wurde mit ihrer Klage auf 
Zahlung von 7.533,50 DM nebst Zinsen rechtskräftig 
abgewiesen.

Im Juni 1967 kündigte die Klägerin, nachdem sie 
die Beklagten wiederholt gemahnt hatte, ihre beiden 
Kreditverträge wegen Zahlungsverzuges der Beklagten. 
Im anschließenden Rechtsstreit erklärten die Beklag­
ten mit Schreiben ihres Prozeßbevollmächtigten vom 
14. März 1968 die Anfechtung der Verträge mit der Be 
gründung, die Beklagten hätten einen Kaufvertrag, 
der mit Darlehen der Klägerin finanziert werden soll 
te, mit nicht geschlossen, sie hätten auf
Grund eines solchen Vertrages Waren nicht erhalten, 
B f l ^ P  müsse ihnen Darlehensantragsformulare unter­
geschoben und sich so durch Täuschung die Unter­
schriften erschlichen haben.

Gegenüber dem Antrag der Klägerin, die Beklag­
ten als Gesamtschuldner zur Zahlung von 3.184,90 DM 
nebst 1 % pro Monat vereinbarter Verzugsgebühren 
auf 2.910 DM seit dem 1. Dezember 1967 zu verurtei­
len, haben die Beklagten um Abweisung der Klage ge­
beten und zur Begründung vorgetragen:

Breuers habe sie betrogen.. Er habe sich von 
mehreren Finanzierungsbanken Formulare für Teil­
zahlung skr editanträge geben und habe seine Kunden 
für die gleiche Kaufpreisforderung Formulare ver­
schiedener Kreditinstitute, zum Teil blanko unter­
schreiben lassen. So habe er sich mehrere Darle-



henssummen verschafft. Die Beklagten hätten nicht alle 
in den Kreditanträgen aufgeführten Waren erhalten. Was 
sie von gekauft hätten, hätten sie pünktlich
abbezahlt, offenbar habe BflHBl das Geld nicht wei­
tergeleitet. Bei ihren Verhandlungen mit sei
nie von Kreditanträgen, sondern nur von Kaufverträgen, 
die sie unterschreiben sollten, die Rede gewesen. Sie 
hätten auch nie eine Kreditbestätigung der Klägerin 
erhalten. B f l H i  habe ihnen erklärt, mit Banken hät­
ten sie nichts zu tun, wenn Briefe von Banken kämen, 
sollten sie sie ungeöffnet ihm geben; so seien sie 
auch mit mehreren Schreiben verfahren. Auf ein Mahn­
schreiben der Klägerin - dies ist unstreitig - hät­
ten sie einige Raten an die Klägerin unmittelbar ge­
zahlt. BflMHP habe ihnen, als er davon erfahren ha­
be, deswegen Vorwürfe gemacht und das Mahnschreiben 
an sich genommen. Daraufhin hätten sie wieder an ihn 
gezahlt. Sie hätten zu bei dem sie schon
seit Jahren eingekauft hätten, volles Vertrauen ge-, 
habt.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben, das 
Berufungsgericht hat die Berufung der Beklagten zu­
rückgewiesen. Mit der zugelassenen Revision erstre­
ben die Beklagten weiterhin die Abweisung der Klage; 
die Klägerin bittet, das Rechtsmittel zurückzuweisen.
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Entscheidung sgründ e:

I.

Das Berufungsgericht hat die Beklagten zur Rück­
zahlung eines Darlehens, das die Klägerin ihnen ge­
währt habe, verurteilt. Wer Geld als Darlehen empfan­
gen hat - wobei die Hingabe des Geldes abredegemäß 
auch an einen Dritten, hier den Verkäufer, erfolgen 
kann (BGB RGRK 11. Aufl. zu § 607 Anm. 4) -,ist ver­
pflichtet, das Darlehen zurückzuzahlen (§ 607 BGB). 
Angesichts des Bestreitens der Beklagten, Darlehens­
verträge mit der Klägerin geschlossen zu haben und 
überhaupt in einem rechtlichen Verhältnis zu der Klä­
gerin zu stehen, hat das Berufungsgericht für seine 
Entscheidung unterstellt: Die Beklagten hätten ge­
glaubt, als B f l H B  ihnen Formulare zur Unterschrift 
vorlegte, Kaufantragsformulare zu unterschreiben. 
B H B  habe ihnen aber Darlehensantragsformulare 
untergeschoben, die sie blanko unterschrieben hät­
ten, und sie so gegen ihren Willen zur Unterschrift 
unter Kreditanträge veranlaßt. Eine Bestätigung der 
Klägerin über die Annahme von Kreditanträgen hätten 
die Beklagten nicht erhalten. Später habe BflMiM 
ihnen noch erklärt, sie hätten mit der Bank nichts 
zu tun.

Unter diesen Voraussetzungen ist das Berufungs­
gericht folgerichtig davon ausgegangen, daß die Be­
klagten sich in einem Irrtum über den Inhalt ihrer 
Erklärungen befunden hätten und daß BflHBp diesen 
Irrtum durch arglistige Täuschung verursacht habe.



Gleichwohl hat das Berufungsgericht angenommen, Darle­
hensverträge zwischen der Klägerin und den Beklagten 
seien dadurch zustande gekommen» daß die Klägerin die 
Darlehenssummen aus den von Breuers ausgefüllten For­
mularen an B M B  auszahlte. Denn - so führt das Be­
rufung surteil aus - den Beklagten, die durch ihre Un­
terschriften auf den Formularen Kaufverträge hätten 
schließen wollen, habe der Wille, sich überhaupt 
rechtsgeschäftlich zu binden, nicht gefehlt. Sie müß­
ten daher ihre schriftlichen Formularanträge zunächst 
so gegen sich gelten lassen, wie sie verständigerwei­
se im Rechtsverkehr aufzufassen seien, nämlich nicht 
als schriftliche Kaufverträge- mit über die
darin bezeichneten .Waren, sondern als Darlehensanträ­
ge an die Klägerin zum Zwecke der Finanzierung der 
Warenkäufe bei B f l 0 ,

Dem ist im Ausgangspunkt zuzustimmen. Wer ein 
Blankett oder ein unausgefülltes Formular mit sei­
ner Unterschrift aus der Hand gibt, muß auch bei 
einer seinem Willen nicht entsprechenden Ausfüllung 
des Blanketts den dadurch geschaffenen Inhalt der 
Urkunde einem redlichen Dritten gegenüber, dem die 
Urkunde vorgelegt wird, als seine Willenserklärung 
gegen sich gelten lassen (BGHZ 40, 65, 68). Diese 
Haftung aus verursachtem Rechtsschein, die im Inter­
esse der Sicherheit des Rechtsverkehrs geboten ist, 
muß davon ausgehen, wie ein Dritter, der den Blan­
ke ttmißbr auch nicht kennt, die Erklärung des Blan- 
kettgebers nach Treu und Glauben mit Rücksicht auf 
die Verkehrssitte auffassen durfte und aufgefaßt 
hat (RGZ 105, 183, 185; BGHZ 40, 297, 304).
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Dabei ist jedoch der weitere Grundsatz der Ent­
scheidung in BGHZ 40, 65, 69 zu beachten: Eine Bank, . 
welche Teilzahlungsgeschäfte finanziert und zu die­
sem Zweck mit dem Verkäufer in einem auf Dauer ange­
legten Vertragsverhältnis zusammenarbeitet, haftet 
dem Käufer entsprechend § 278 BGB für ein schuldhaf­
tes Handeln des Verkäufers beim Zustandekommen des 
Darlehensvertrages, insbesondere beim Ausfüllen des 
Vertragsformulars. Ihre Schadensersatzpflicht kann 
dazu führen, daß sie die Darlehensforderung gegen 
den Käufer ganz oder teilweise (§ 254 BGB) nicht gel­
tend machen kann (BGHZ 33, 293, 299 ff; 33, 302, 311 
ff). Die in diesen Entscheidungen noch berücksichtig­
te Einschränkung, das Verhältnis zwischen der Bank 
und dem Verkäufer müsse “auf Dauer angelegt“ sein, 
hat der erkennende Senat in seiner späteren Recht­
sprechung aufgegeben, es vielmehr als ausreichend er­
achtet, daß der Verkäufer für den Kreditgeber, wenn 
auch nur in einem Einzelfall, beim Zustandekommen des 
Darlehensantrages mitgewirkt hat (BGHZ 47, 229); im 
übrigen wäre hier nach den Feststellungen des Beru­
fungsurteils auch eine auf Dauer angelegte Geschäfts­
verbindung zu bejahen, da BWUKUB wenigstens vom Au­
gust 1965 bis April 1966 die Formulare der Klägerin 
noch in Händen hatte.

Von dieser Haftung konnte die Klägerin sich 
durch den formularmäßigen Hinweis, die kreditver­
mittelnde Verkäuferfirma (hier BflBHD) sei nicht 
ihr Beauftragter, sondern der Beauftragte der Kre­
ditnehmer, \ind sie hafte somit nicht für schuld­
hafte Handlungen dieses Beauftragten, nicht frei-
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zeichnen. Dieser Hinweis war, wie die Feststellungen 
des Berufungsurteils ergeben, hier unrichtig,der Ver­
käufer B f l H i  war vielmehr ersichtlich Gehilfe der 
Bank. Denn die Tätigkeit, die hier nach dem
Willen der Klägerin oblag, die Käufer zu beraten, ih­
nen beim Stellen der Formularanträge behilflich zu 
sein \and die Anträge an die Klägerin weiterzuleiten, 
rechtfertigt es, als Abschlußgehilfen anzu­
sehen (BGHZ 33, 293; 47, 224, 230j Staudinger/Werner, 
BGB 10./II. Aufl. zu § 278 Anm. 8; Erman, BGB 5.Aufl. 
zu § 278 Rn. 23). Darüber hinaus ist ein solcher Hin­
weis eng auszulegen. Die hier gewählte Form läßt für 
einen unbefangenen, auf die Rechtschaffenheit seiner 
Vertragspartner vertrauenden Käufer nicht erkennen, 
daß der hier gewählte Hinweis auch eine Haftung we­
gen arglistiger Täuschung und unerlaubter Handlung 
ausschließen soll. Unter diesen Umständen kann der 
Senat dahinstehen lassen, ob eine Freizeichnung in 
dieser Form überhaupt zulässig ist (vgl. Pagendarm,
WM 1967, 434, 439).

Daraus ergeben sich für die Entscheidung der 
Streitsache zwei Gesichtspunkte:

Hat B 0 H I B  - wie das Berufungsgericht unter­
stellt hat - den Beklagten Darlehensantragsformu­
lare gegen ihren Willen untergeschoben auch für Wa­
ren, die sie nicht gekauft und nicht erhalten ha­
ben, so haftet die Klägerin für ein solches schuld­
haftes Handeln ihres Abschlußgehilfen, und hieraus 
kann sich ganz oder teilweise ein Leistungsverwei-
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gerungsrecht der Beklagten gegenüber dem Darlehens­
anspruch der Klägerin ergeben (BGHZ 40, 65, 69; 42,
37, 42). Die Entscheidung in LM zu BGB § 124 Nr. 2 
steht dem nicht entgegen, denn hier käme nach den 
Unterstellungen des Berufungsurteils eine unerlaub­
te Handlung von BflBHB in Betracht (§§ 242, 853 BGB). 
Weiter kann sich aus dem Verhalten von B f l B i  ein 
Recht der Beklagten ergeben, den Darlehensvertrag 
wegen Irrtums oder wegen arglistiger Täuschung an­
zufechten (BGHZ 47, 224)..

II.

1. Das Berufungsgericht hat die Anfechtung der 
Beklagten im Schreiben ihres Anwalts vom 14. März 
1968 nicht durchgreifen lassen, weil die Anfechtung, 
sofern es sich um eine Anfechtung wegen Irrtums han­
deln sollte (§§ 119, 121 BGB), nicht "unverzüglich” 
und, soweit es um eine Anfechtung wegen arglisti­
ger Täuschung gehe (§§ 123, 124 BGB), nicht binnen 
Jahresfrist erfolgt sei.

Im einzelnen hat das Berufungsgericht erwogen: 
Als Irrtum komme nur in Betracht, daß die Beklag­
ten mit ihren Unterschriften nicht ein Darlehen bei 
der Klägerin beantragen, sondern einen Kauf bei 
B f l B P  bestätigen wollten. Dieser Irrtum sei je­
doch - selbst wenn die Beklagten eine Bestätigung 
der Klägerin über die Annahme eines Kreditantrages 
nicht erhalten haben sollten - spätestens durch 
die erste ihnen zugegangene Mahnung wegen ausge-
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bliebener Ratenzahlung aufgeklärt worden. Aus die­
ser Mahnung habe sich ergeben, daß ein Finanzierungs­
vertrag bestand. Ob die Beklagten nach Empfang der 
ersten Mahnung den Vertrag wegen Irrtums hätten an­
fechten können, brauche nicht entschieden zu werden; 
denn ihrem eigenen Vorbringen zufolge hätten sie 
nicht unverzüglich angefochten.

Zur Anfechtung wegen arglistiger Täuschung hat 
das Berufungsgericht erwogen: Die Jahresfrist für 
die Anfechtung habe mit der Kenntnis der Beklagten 
von der Täuschung begonnen, daß sie nicht nur zum 
Abschluß von Kaufverträgen, sondern gegen ihren Wil­
len zur Unterschrift unter Kreditanträge veranlaßt 
worden seien. Diese Kenntnis habe ihnen die erste 
Mahnung der Klägerin vermittelt, die sie - dies 
stellt das Berufungsurteil tatsächlich fest - je­
denfalls vor Mitte März 1967, also länger als ein 
Jahr vor dem Anfechtungsschreiben ihres Anwalts vom 
14. März 1968 erhalten hätten.

2. Demgegenüber rügt die Revision nicht ohne 
Grund, daß das Berufungsurteil die für einen Frist­
beginn nach § 121 wie nach § 124 BGB erforderliche 
“zuverlässige Kenntnis der Umstände” (BGB RGRK 11. 
Aufl. zu § 121 Anm. 7) nicht überzeugend darzule­
gen vermag (§ 286 ZPO). Die Revision geht dabei 
von der Feststellung aus, die Beklagten hätten 
”vor Mitte März 1967” erstmals eine Mahnung der 
Klägerin zur Einhaltung der Darlehensraten erhal­
ten; sie vermißt jedoch jede Feststellung, aber
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auch jede Wahrscheinlichkeit dafür, daß die Beklagten 
auf Grund dieser Mahnung erkannt hätten, habe
ihnen Darlehensanträge statt der angeblichen Kaufver­
träge untergeschoben.

Aus den Unterstellungen des Berufungsurteils, 
habe den Beklagten, die Kaufantragsformula- 

re zu unterschreiben glaubten, gegen ihren Willen 
Darlehensantragsformulare untergeschoben, ergibt 
sich sowohl ein Erklärungsirrtum (§ 119 BGB) als 
auch eine arglistige Täuschung (§ 123 BGB) der Be­
klagten, die diese zur Anfechtung berechtigen wür­
den. Demgegenüber wäre es Sache der Klägerin, dar­
zutun, daß die Anfechtung am 14. März 1968 nicht 
rechtzeitig war, die Beklagten also schon früher, 
als angegeben, zuverlässige Kenntnis von ihrem 
Irrtum oder der arglistigen Täuschung durch BflB- 
■ P  erlangt hatten (BGB RGRK 11. Aufl. zu § 121 
Anm. 13 und zu § 124 Anm. 7), wozu bei der Anfech­
tung einer urkundlichen Erklärung die Erkenntnis 
gehört, daß der Inhalt der Urkunde sich mit dem 
irrtümlich angenommenen Inhalt nicht deckt. Die 
Vermutung oder der Verdacht eines Irrtums oder ei­
ner Täuschung vermag die Anfechtungsfrist ebenso­
wenig in Lauf zu setzen wie ein Nichtkennen aus 
Fahrlässigkeit (BGB RGRK 11. Aufl. zu § 124 Anm.2; 
Soergel/Siebert, BGB 10. Aufl. zu § 121 Anm. 3, 4 
und zu § 124 Anm. 2).

Das Landgericht hatte - gegenüber dem Bestrei­
ten der Beklagten - festgestellt, daß die Beklagten
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.Bestätigungsschreiben der Klägerin erhalten hätten. 
Dem ist das Berufungsgericht jedoch nicht gefolgt, 
es hat vielmehr unterstellt, die Beklagten hätten Be­
stätigungsschreiben der Klägerin über die Annahme ih­
rer Kreditanträge nicht erhalten. Danach blieb der 
Irrtum der Beklagten über den Inhalt ihrer Anträge 
sowie über das Verhalten von zunächst beste­
hen. Die Beklagten glaubten - wie das Berufungsur­
teil tatbestandlich festhält -, Kaufpreisraten an 

zahlen zu sollen, und taten dies auch nach 
ihrer Behauptung, die das Berufungsurteil als rich­
tig unterstellt. In anderem Zusammenhang hat das 
Berufungsgericht allerdings festgestellt, die Raten 
von monatlich 145 DM zur Rückzahlung des ersten, 
am 21. August 1965 beantragten Darlehens seien re­
gelmäßig an die Klägerin gezahlt worden; insoweit 
besteht eine tatbestandliche Unklarheit, jedoch 
stellt das Berufungsurteil nicht fest, von wem die 
ersten Raten bei der Klägerin eingezahlt worden 
sind, und läßt die Möglichkeit offen, daß 
sie einzahlte, woran dieser, der ja mit den Beklag­
ten noch weitere Geschäfte machen wollte, durchaus 
interessiert sein konnte.

Der hiernach bestehende Irrtum der Beklagten 
wurde nach der Auffassung des Berufungsgerichts 
durch die erste ihnen zugegangene Mahnung der Klä­
gerin aufgeklärt. Die Revision hält dem nicht ohne 
Grund entgegen, daß eine Mahnung allein zur Aufklä­
rung eines Irrtums kaum geeignet war, die Beklag­
ten nicht davon überzeugen konnte, daß sie von
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B g H H B  getäuscht worden waren, und zunächst an ein 
Versehen der Klägerin oder von BflBIM denken lassen 
konnte. Welchen Inhalt und welche Fassung diese er­
ste Mahnung hatte und ob sie inhaltlich geeignet war, 
die verschiedenen denkbaren Möglichkeiten auszuschlie 
ßen, hat das Berufungsgericht nicht festgestellt, es 
ist auch dem Parteivortrag nicht zu entnehmen. Der 
von der Klägerin abschriftlich vorgelegte Saldobe­
scheid vom 29. September 1967 ist offensichtlich mit 
der vom Berufungsgericht behandelten ersten Mahnung, 
die die Beklagten vor Mitte März 1967 erhalten haben 
sollen, nicht identisch, er kann also über den In­
halt der Mahnung nichts besagen. Das Berufungsurteil 
spricht einerseits von einem "Mahnschreiben" oder 
einer "Mahnung", andererseits von einer "Mahnung we­
gen ausgebliebener Ratenzahlung". Selbst die letzte 
Fassung besagt gegenüber dem Bestreiten der Beklag­
ten nicht, daß die Beklagten nunmehr erkannt hätten, 
sie seien das Opfer eines Betruges geworden; denn 
sie läßt - aus der Sicht der Beklagten,zu deren Gun­
sten zu unterstellen ist, daß sie zu BI^HSp volles 
Vertrauen hatten - die Möglichkeit eines Versehens 
der Klägerin oder eines für die Beklagten undurch­
sichtigen geschäftlichen Vorganges, etwa eines For­
derung süberganges von B M H M  auf die Klägerin, of­
fen. Das Berufungsgericht sagt allerdings in diesem 
Zusammenhang: "Aus der Mahnung ergab sich, daß der 
Finanzierungsvertrag bestand." Ob das eine tatsäch­
liche Feststellung oder eine rechtliche Erwägung des 
Berufungsgerichts sein soll, ist offen. Für eine 
Feststellung fehlt - wie die Revision mit Recht rügt
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eine nachprüfbare Grundlage; denn Wortlaut und Inhalt 
der Mahnung sind nicht festgestellt. Als rechtliche 
Erwägung wäre der Satz nicht überzeugend; denn selbst 
wenn ein in rechtlichen Dingen Erfahrener aus der Mah­
nung auf das Bestehen eines Finanzierungsvertrages ge­
schlossen hätte, besagt dies nicht, daß auch die Be­
klagten nach dem Inhalt der Mahnung den gleichen Schluß 
gezogen hätten oder hätten ziehen müssen.

Allerdings müßten die Beklagten, wenn sie sich 
auf Rechtsgeschäfte einließen, die sie nicht zu durch­
schauen oder zu überblicken vermochten, als Geschäfts­
fähige ihre Erklärungen grundsätzlich gegen sich gel­
ten und sich daran festhalten lassen. Dieser Grund­
satz findet aber jedenfalls dort eine Grenze,wo den 
Beklagten gegenüber arglistig gehandelt wurde, die 
Lage für sie undurchsichtig gemacht und ein Irrtum 
erweckt wurde, der sie die wahre Sachlage nicht mehr 
erkennen ließ. Dann war eine Mahnung der Klägerin 
für sich allein nicht geeignet, einen Irrtum der Be­
klagten aufzuklären oder ihnen ausreichende Kenntnis 
von der ihnen gegenüber geübten Arglist zu geben.
Die Mahnung mag sie beunruhigt oder die Vermutung 
und den Verdacht geweckt haben, daß etwas nicht mit 
rechten Dingen zugegangen sei. Dadurch aber wurde 
eine zuverlässige Kenntnis der Umstände, wie sie für 
den Fristbeginn erforderlich ist, nicht begründet.
Eine Nachforschungspflicht bestand für die Beklag­
ten nicht (Soergel/Siebert aaO). Selbst wenn es als 
fahrlässig anzusehen wäre, daß die Beklagten sich 
von alsbald wieder beruhigen ließen, ja
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selbst wenn das ganze Verhalten der Beklagten mit dem 
Berufungsgericht als ’'ganz leichtfertig" zu werten 
wäre., wäre eine Kenntnis der Beklagten nicht begrün­
det; denn ein Nichtkennen aus Fahrlässigkeit steht 
der Kenntnis nicht gleich (BGB RGRK 11. Aufl. zu 
§ 124 Anm. 2). Der vorgetragene Sachverhalt, soweit 
er aus dem Berufungsurteil zu ersehen ist, läßt viel­
mehr in erster Linie daran denken, daß die Beklagten 
eine ausreichende, zuverlässige Kenntnis ihres Irr­
tums und ihrer Täuschung erst erhielten, als sie an­
waltlichen Rat suchten, nachdem die "G®®" und das 
Bankhaus W. & Co. gerichtlich Ansprüche gel­
tend gemacht hatten. Der Tatbestand des Berufungs­
urteils gibt nichts dafür her, daß dies vor Ende 
1967 geschehen wäre; denn unstreitig erwirkte die 
"GflB” noch am 28. November 1967 ein Versäumnisur­
teil gegen Willi RflHM.

Entgegen dem Vortrag der Revisionserwiderung 
können die einzelnen Zahlungen, die die Beklagten 
unstreitig an die Klägerin leisteten, nach dem bis­
herigen Erörterungsstände nicht als eine Bestäti­
gung (§ 144 BGB), die ein Anfechtungsrecht der Be­
klagten ausschließen würde, gewertet werden. Denn 
wenn die Beklagten die Täuschung noch nicht er­
kannt hatten, vielmehr vor einem für sie undurch­
sichtigen geschäftlichen Vorgang standen oder zu 
stehen glaubten, konnten sie mit diesen Zahlungen, 
von denen sie auf Geheiß von BflHMB alsbald wie­
der Abstand nahmen, ein anfechtbares Rechtsgeschäft 
nicht bestätigen.
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3. Die Entscheidung des Berufungsgerichts läßt 
sich daher mit der ihr gegebenen Begründung nicht hal­
ten. Das ist auch mit anderer Begründung nicht mög­
lich. Das Berufungsurteil ist daher aufzuheben und 
die Sache an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, 
um diesem die weiter gebotene tatsächliche Aufklä­
rung zu ermöglichen.

Sollte die weitere Erörterung das Berufungsge­
richt wiederum zu dem Ergebnis führen, daß die An­
fechtung verspätet sei, so wird zu prüfen sein, ob 
und welchen Umfanges den Beklagten ein Leistungsver­
weigerungsrecht wegen des Verhaltens des Abschluß­
gehilfen zusteht; insoweit kann auf die vor­
stehenden Erörterungen unter I. hingewiesen werden.



-  19 -

Auf die im Berufungsurteil erörterte Frage, ob 
und inwieweit die Beklagten dem Darlehensanspruch Ein­
wendungen aus dem Kaufvertrag, entgegenhalten können, 
kommt es gegenwärtig nicht an; denn diese Frage setzt 
einen gültigen und einredefreien Darlehensvertrag vor­
aus. Der Senat kann daher von einer Erörterung dieses 
Gesichtspunktes absehen. Die Beklagten werden in der 
erneuerten Berufungsverhandlung Gelegenheit haben,die 
Rügen, die die Revision insoweit vorbringt, vorzutra­
gen, falls es hierauf noch ankommen wird.

Meyer Kreft Dr. Beyer
Gähtgens Dr. Krohn
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